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			Schritte gegen Fayt eingeleitet

			Regierungslager will 97-jährigen Richter untersuchen Lassen
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			Vor dem Gerichtshof kam es Mittwoch zu Sympathiekundgebungen für Richter Fayt. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Das Regierungslager geht weiter gegen den betagten Richter Carlos Fayt vor. Im Parlamentsausschuss für Amtsenthebungsverfahren setzten die Kirchner-treuen Mitglieder am Dienstag durch, dass eine Untersuchung zum Gesundheitszustand des 97-Jährigen eingeleitet wird. Fayt, der politisch dem Sozialismus entstammt, ist seit 1983 Mitglied des Obersten Gerichtshofs. Zuletzt wurden angesichts seines Alters Zweifel laut, ob er den Aufgaben seines Amtes noch gewachsen ist. 

			Der Ausschuss folgte mit einer Mehrheit von 19:9 Stimmen dem Antrag, den die Ausschussvorsitzende und Abgeordnete Anabel Fernández Sagasti von der regierenden „Siegesfront“ (FpV) vorgestellt hatte. Vorgeschlagen werden darin verschiedene Maßnahmen, die die mentalen und körperlichen Voraussetzungen Fayts überprüfen sollen. Dabei sollen auch Justizbedienstete, Anwälte und Journalisten vor das Gremium geladen werden. Die Opposition sprach in diesem Zusammenhang von „psychologischer Folter“, die gegen den betagten Juristen angewendet werde.

			Die Personalie Fayt wurde im Zusammenhang mit der im April erfolgten Wiederwahl von Ricardo Lorenzetti und dessen Stellvertreterin Elena Highton aktuell. Bei dieser war Fayt entgegen dem Sitzungsprotokoll nicht im Gerichtsgebäude anwesend. Stattdessen gab es sein Votum von zu Hause aus ab. „Mich besorgt dabei vor allem der Umstand, dass sie Fayt eine aktive Rolle gegeben haben, die er tatsächlich nicht inne hatte“, sagte der regierungstreue Abgeordnete Héctor Recalde.

			Elisa Carrió, die Vorsitzende der Bürgerlichen Koalition, meinte hingegen, die Maßnahmen gegen Fayt seien „diskriminierend und bedrückend“. Es handele sich um einen Schlag gegen die Judikative. 

			Als Reaktion auf das Vorbringen der Regierung fuhr Fayt am Mittwoch demonstrativ zum Justizpalast, um dort mit seiner Unterschrift die Wiederwahl Lorenzettis zu bestätigen.

			Der Ausschuss für Amtsenthebungsverfahren beschäftigte sich in seiner jüngsten Sitzung auch mit Amado Boudou. Mit der Mehrheit des Regierungslagers lehnte das Gremium es ab, gegen den Vizepräsidenten zu ermitteln. Dieser muss sich derzeit wegen Vorwürfen der Korruption und der Dokumentenfälschung in verschiedenen Prozessen verantworten.
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			CFK provoziert Gewerkschaften

			Vergleich mit Lohnerhöhungen in Spanien

			Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner liebt es, ihrem Volk im Fernsehen von den Errungenschaften ihrer Regierung zu erzählen. Am Dienstag ließ sie sich bereits zum 16. Mal in diesem Jahr über alle frei empfangbaren TV-Kanäle schalten. Ein Mittel, das laut dem 2009 verabschiedeten Mediengesetz dem Staatsoberhaupt eigentlich nur in Ausnahmefällen zusteht.

			Während ihrer jüngsten Rede übte Cristina indirekt Kritik an den hiesigen Gewerkschaften, deren Lohnforderungen ihr als unangemessen hoch erscheinen. Sie nahm dabei Bezug auf Spanien, dessen Wirtschaftsminister Luis de Guindos unlängst erklärt hatte, dass die Löhne in seinem Land zwischen 2015 und 2018 insgesamt lediglich um 1,6 Prozent steigen würden. 

			„Wenn man solche Dinge hört, da fragt man sich doch, in welcher Welt leben sie“, sagte Cristina in Richtung der argentinischen Gewerkschaftsführer. Diese sind derzeit nicht zufrieden mit dem von der Regierung vorgeschlagenen Höchstwert für Lohnerhöhungen von 26 Prozent. Allerdings blendete Cristina in ihrem Vergleich mit Spanien die Inflation in Argentinien aus, die Experten bei rund 30 Prozent verorten.

			Bei der Gelegenheit kündigte sie an, die heimische Wirtschaft auch weiter durch die Förderung des Binnenmarktes stützen zu wollen. Denn die Welt außerhalb „falle in Stücke“, und es gebe keine Anzeichen der Besserung.

			Cristina sprach zudem über das Programm zur Entschuldung der Provinzen, das 2004 von ihrem verstorbenen Ehemann und Amtsvorgänger Néstor Kirchner auf den Weg gebracht wurde. Im vorigen Januar unterzeichneten 17 Gliedstaaten die neu verhandelten Rahmenbedingungen des Programms: Provinz Buenos Aires, Chaco, Corrientes, Entre Ríos, Catamarca, Jujuy, Santa Cruz, Chubut, Mendoza, Neuquén, Río Negro, Tucumán, Tierra del Fuego, La Rioja, San Juan, Misiones und Salta. Sie unterhalten Unterstützung des Nationalstaats zur Sanierung ihrer Finanzen.

			Während des TV-Auftritts in der Casa Rosada weihte die Präsidentin per Videokonferenz ein Krankenhaus in Embarcación in der Provinz Salta, eine Filmschule in Formosa sowie ein neues Schulgebäude für taube und schwerhörige Kinder in Morón ein.
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			PJ will Kandidaturen begrenzen

			Parteikongress: Peronisten erneut Teil der „Siegesfront“
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			Die Regierungsperonisten waren bemüht, Einigkeit zu demonstrieren. (Foto: sedronar.gov.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) – Die Peronistische Partei (PJ) wird auch bei den kommenden Nationalwahlen Teil der „Siegesfront“ (FpV) sein. Dies beschlossen die rund 800 Delegierten des Parteikongresses, der am Freitag im Parque Norte von Buenos Aires tagte. Die PJ ist der stärkste der Bündnispartner innerhalb der Wahlallianz, die 2003 von Néstor Kirchner erstmals geschmiedet worden war. Neben den Peronisten gehörten der „Siegesfront“ in den vergangenen Jahren verschiedene kleinere Kräfte wie die Kommunistische Partei oder die von Sozialministerin Alicia Kirchner geführte Partei „Kolina“ an.

			Da außer Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner fast alle Spitzenpolitiker des Regierungslagers anwesend waren, war es nicht verwunderlich, dass das Thema Präsidentschaftskandidatur auf der Tagesordnung stand. Staatssekretär Carlos Zannini war es, der in seiner Rede den Wunsch der Staatschefin überbrachte, die Zahl der möglichen Vorkandidaturen so gering wie möglich zu halten. Dies sei sowohl in Bezug auf die nationale Ebene als auch auf die Provinz Buenos Aires zu beziehen.

			„Cristina bittet uns um vernünftiges Verhalten und um das Engagement aller Mitglieder. Wir sind schließlich in erster Linie Parteigänger der politischen Sache, die die Präsidentin führt“, so Zanninis Appell an die Anwesenden.

			Dieser verfehlte seine Wirkung nicht. So erklärte Sergio Urribarri, der Gouverneur von Entre Ríos, am Dienstag, seine Ansprüche zurücknehmen zu wollen. Verteidigungsminister Agustín Rossi hatte bereits am Rande der Veranstaltung am Freitag die Bereitschaft angedeutet, in Bälde von einer Vorkandidatur absehen zu wollen. 

			Damit stünden seitens der Peronistischen Partei für die Vorwahlen am 9. August dann wohl nur noch zwei Bewerber im Raum: Daniel Scioli, der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, sowie Innen- und Verkehrsminister Florencio Randazzo. Allerdings deutete Zannini die Möglichkeit an, dass auch andere Parteien innerhalb der „Siegesfront“ Vorkandidaten und Listen aufbieten könnten. 

			Für die Nachfolge Sciolis, der nach zwei Legislaturperioden im Amt nicht mehr als Provinzgouverneur kandidieren kann, gibt es gut ein Dutzend Bewerber: Diego Bossio, der Chef der Sozialkasse ANSeS, Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni, Kabinettschef Aníbal Fernández, Julián Domínguez, der Präsident der Deputiertenkammer sowie Fernando Espinoza, seines Zeichens Bürgermeister von La Matanza und Chef der Provinz-PJ, sind nur die bekanntesten möglichen Kandidaten. Hier scheint die von der Präsidentin angemahnte Reduzierung der Vorkandidaturen schwieriger auszufallen als auf nationaler Ebene.
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			„Zug in die Wolken“ fährt wieder 
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			Der Tren a las Nubes SFTSE.

			Berlin/Buenos Aires (dpa/tmn) - Er fährt bis zu einer Höhe von 4220 Metern und häufig sogar oberhalb der Wolkendecke: Der Tren a las Nubes („Zug in die Wolken“) im Nordwesten des Landes fährt seit kurzem wieder ab der Provinzhauptstadt Salta. Die gesamte Strecke bis zum Viadukt La Polvorilla ist 217 Kilometer lang. Wie die Tourismusabteilung der argentinischen Botschaft in Berlin mitteilte, wurde die Strecke seit Juli 2014 nicht mehr bedient.

			Nach einer Entgleisung in einem Tunnel mit 350 Menschen an Bord war der touristische Dienst eingestellt worden. Der Staat übernahm daraufhin den seit 1990 privat geführten Touristenzug und erneuerte über 100 Kilometer Schienen. Die Speise- und Personenwagen wurden neu dekoriert. 

			Der Tren a las Nubes ist das touristische Aushängeschild der Provinz Salta. Er führt ohne Zahnradantrieb über zahlreiche Brücken, vorbei an Schluchten und bietet Ausblicke auf umliegende Berge wie den 5716 Meter hohen Nevado Acay. Die Strecke war 1948 nach fast 30-jährigen Bauarbeiten für Güterzüge in Richtung Chile eingeweiht worden. Der Name Tren a las Nubes entstammt aus einem Anfang der 1960er Jahren gedrehten Dokumentarfilm über den damals noch von einer Dampflokomotive gezogenen Zug.

			Tickets gibt es auf www.trenalasnubes.com.ar oder im Verkaufsbüro der Stadt Salta (Alberdi-Straße 53, Lokal 33, Galerie Baccaro, in der Nähe des Hauptplatzes).
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			Die Woche in Argentinien

			Verkehrsstreik Anfang Juni

			Sie wollen das Land wieder lahmlegen: Die Gewerkschaft der Transportbeschäftigten (CATT) hat angekündigt, in der ersten Juniwoche erneut einen 24-stündigen Streik organisieren zu wollen. Dies kündigte der CATT-Vorsitzende Carlos Schmid am Dienstag an. Er forderte die Gewerkschaftsdachverbände des Landes auf, sich dem Ausstand anzuschließen. Schmid und seine Mitstreiter sind sauer, dass die Regierung nicht auf ihre Forderung reagiert hat, angesichts der Inflation die Freibeträge von der Lohnsteuer anzuheben. Aus denselben Motiven hatten die Transportbeschäftigten bereits am 31. März einen Streik angezettelt, der das öffentliche Leben im Land stark beeinträchtigte. Von der Lohnsteuer sind in Argentinien nur diejenigen Arbeitnehmer betroffen, deren Bruttoeinkommen über 15.000 Pesos liegt. Bedenkt man, dass das durchschnittliche Monatsgehalt in Argentinien laut der Zeitung „La Nación“ Ende 2014 bei 6464 Pesos lag, ist es - gehaltsmäßig gesehen – also eher die gehobene Mittelschicht, die von der Steuer betroffen ist. Am Dienstag streikten bereits die Bankangestellten, um für größere Lohnerhöhungen zu demonstrieren als die 26 Prozent, die die Regierung als Richtlinie für die diesjährigen Tarifverhandlungen ausgegeben hat.

			Neue Küstenstraße

			Beim Aeroparque, dem Innenstadtflughafen von Buenos Aires, gibt es eine neue Verkehrsführung. Die Avenida Rafael Obligado, die am Flughafengelände entlang verläuft, ist um 40 Meter ostwärts direkt ans Ufer des Río de la Plata verlegt worden. Der Straßenneubau befindet sich auf Gelände, das durch Landgewinnungsmaßnahmen dem Fluss abgetrotzt worden ist. Es gibt insgesamt sechs Fahrbahnen: vier in Richtung Norden und zwei nach Süden. Das neue Teilstück ist 1,2 Kilometer lang. Im Süden mündet es in einen Kreisverkehr, in den auch die Avenida Sar-miento führt. Im Norden reichen die neuen Fahrbahnen bis zum Platz Puerto Argentino. Lkw dürfen die Strecke nicht benutzen. Die „Brummis“ müssen stattdessen auf der kürzlich erweiterten Autobahn „Illia“ fahren. Durch die Neugestaltung der „Rafael Obligado“ ist es nun möglich, das Flughafengelände mit Start- und Landebahnen um rund 400 Meter nach Süden zu erweitern.

			Nisman-Vorwürfe haltlos

			Die Anklage, die Staatsanwalt Alberto Nisman gegen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner erheben wollte, ist juristisch haltlos. Am Dienstag kam auch das Berufungsgericht zu dem Schluss, dass der von Nisman unterstellte Straftatbestand der Verdunkelung im Zusammenhang mit den Ermittlungen zum AMIA-Attentat nicht gegeben sei. Zuvor waren zwei Vorinstanzen zu demselben Ergebnis gelangt. Nisman war am 18. Januar, kurz bevor er seine Vorwürfe im Kongress erläutern wollte, tot in seiner Wohnung aufgefunden worden. Die Umstände sind bis heute nicht geklärt. Der Jurist vertrat die Ansicht, die Präsidentin habe mit dem 2013 im Kongress beschlossenen Iran-Memorandum die Tatumstände des AMIA-Attentats von 1994 verdunkeln wollen. Das Abkommen mit dem Mullahstaat trat jedoch nie in Kraft. Nisman war zehn Jahre lang als Sonderermittler zur Aufklärung des Bombenanschlags tätig.

			Schlusspunkt für De la Rúa 

			Ex-Präsident Fernando de la Rúa muss sich nicht weiter für die Toten und Verletzten verantworten, die während der Unruhen zum Ende seiner Präsidentschaft am 20. Dezember 2001 auf den Straßen von Buenos Aires zu beklagen waren. Der Oberste Gerichtshof bestätigte die Einstellung des Verfahrens und erklärte die von der Klägerseite vorgetragenen Argumente als unzureichend. Die Kläger, zu denen Opferangehörige sowie das Zentrum für soziale und juristische Studien (CELS) gehörten, wollten De la Rúa für den von ihm angeordneten Polizeieinsatz haftbar machen, bei dem es zu den Übergriffen kam. Doch sie hatten keinen Erfolg: Bereits das Berufungsgericht hatte geurteilt, De la Rúa könne für die Vorfälle nicht verantwortlich gemacht werden. Schließlich habe er von den Gewaltexzessen seiner Untergebenen nichts gewusst. Der Oberste Gerichtshof sprach sich nun gegen eine Revision dieses Urteils aus. (AT/mc)
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			Krisenfall Fayt

			Der mit 97 Jahren älteste oberste Richter in der argentinischen Geschichte ist plötzlich Gegenstand einer politischen Kontroverse geworden. Fayt entspringt der traditionellen Sozialistischen Partei Argentiniens, die in Deutschland der SPD entspricht, und wurde von Präsident Ricardo Alfonsín nach dessen Amtseinsetzung im Jahr 1983 ins Oberste Gericht berufen. Dieses Ernennungsdatum machte Fayt nach der Verfassungsreform von 1994 geltend, dass für ihn die Altersgrenze von 70 Jahren nicht zutrifft und der Oberste Gerichtshof zwang ihn nicht zur Pensionierung, wie es später für den obersten Richter Eugenio Zaffaroni zutraf, der unlängst in Pension ging, weil er die Altersgrenze erreicht hatte. 

			Fayt genießt  als Rechtsgelehrter allgemeine Anerkennung. Er verteidigte die Pressefreiheit wie kein anderer Richter, indem er Pressemeldungen, die jemanden beleidigten oder schädigten oder sich als falsch herausstellen, nicht ahndete, sofern das Medium, das die Meldung veröffentlicht hatte, sie als Irrtum im gleichen Medium widerrief. Das heißt im Rechtsjargon auf Spanisch „real malicia“, zu Deutsch boshafte Absicht.

			Präsidentin Cristina Kirchner hat es neuerdings auf Richter Fayt abgesehen, den sie offenbar zum Rücktritt verleiten will, was der Richter wiederum ablehnt. Kabinettschef Aníbal Fernández ging einen Schritt weiter, indem er Fayt unterstellte, dass er nicht fit für die Arbeit sei und dass er seine Sprüche in seiner Wohnung unterschreibe, anstatt im Gerichtshof an einer Sitzung teilzunehmen. Dieses an den Haaren herangezogene Argument ist freilich falsch, weil der gleiche Gerichtssekretär die Unterschrift sowohl mit als auch ohne die physische Präsenz des Richters im Justizpalast oder zu Hause zur Unterschrift vorlegt. Allerlei Juristen unterstützen Fayt, den sie als Rechtsgelehrten ehrten. Im Kongress ließ die Präsidentin wissen, dass eine Verfahren gegen Fayt in die Wege geleitet werden wird. Fayt bestätigte, dass er durchaus fit sei und sich bester Gesundheit erfreue. Auch der Vorstoß der Regierung in der Deputiertenkammer, Fayt auf seine Gesundheit prüfen zu lassen, ist abwegig, weil für eine Amtsenthebung eine Zweidrittelmehrheit notwendig ist.

			Hinter diesem Manöver steckt der Versuch, die Justiz als dritte Gewalt im Staat verfassungsmäßig zu degradieren. Nur das Volk entscheide mit Wahlen, erklärte die Präsidentin, die mit dieser These die Justiz als dritte Gewalt im Staat laut Verfassung nicht gleich wie die anderen beiden Gewalten, Exekutive und Kongress, sei, weil ihre Mitglieder nicht vom Volk gewählt worden seien wie Präsident und Kongress. Da die Regierungspartei Siegesfront (spanisches Kürzel FPV) derzeit die Exekutive und Mehrheiten im Senat und der Deputiertenkammer beherrscht, bedeutet die Auslegung der Verfassung der Präsidentin, dass sie selber beide Gewalten kontrolliert und die Justiz degradiert. Das entspricht keinesfalls der Auslegung der Verfassung als eine echte Republik mit drei gleichwertigen Gewalten, zwei vom Volk gewählt und die andere durch komplizierte Rechtsverfahren. Das ist das Wesen der eigenartigen Auslegung der Verfassung durch die Präsidentin, die eine autoritäre Republik im Sinn hat. Der Fall Fayt ist nur ein Zufall, den die Präsidentin missbrauchte, um ihre echten politischen Absichten wissen zu lassen. Unterdessen arbeitet der Oberste Gerichtshof nach dem vorjährigen Tod zweier ihrer Mitglieder mit vier obersten Richtern, so dass für ein Urteil mindestens drei Richter zustimmen müssen. Die Opposition im Kongress behält sich das Recht vor, mit zwei Dritteln in beiden Kammern das vorgeschriebene fünfte Mitglied nach dem Regierungswechsel am 10. Dezember 2015 gutzuheißen. Unterdessen bleibt alles wie es war, es sei denn, die Exekutive und Legislative vermehren die Zahl der Obersten Richter von fünf auf sieben oder neun, was abzuwarten wäre.
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			Wahlmüde Bremer

			Von Stefan Kuhn

			Bremen hat gewählt, aber abgesehen von den Bremern selbst interessiert das Niemanden. Bremen ist zwar ein Bundesland, aber das kleinste und bevölkerungsärmste. Zusammen mit Bremerhaven hat es rund 658.000 Einwohner - gemessen an dieser Zahl sind die Oberbürgermeister- und Kommunalwahlen in München, Köln und Frankfurt bedeutender. Dass Bremen als selbstständiges Land heute noch existiert, verdankt es den US-Amerikanern, die im britisch besetzten Norddeutschland einen Hafen brauchten. Aus dieser US-amerikanischen Enklave in Niedersachsen ist das Bundesland Bremen entstanden. Bremen war zwar schon im Kaiserreich und in der Weimarer Republik ein deutscher Gliedstaat, hätte aber ohne die US-amerikanische Besatzung die Neugliederung Deutschlands nach dem 2. Weltkrieg wohl nicht überlebt.

			Als Bundesland hat Bremen gewisse Bedeutung. Es verfügt über drei Stimmen im Bundesrat, der Länderkammer, die bei der Mehrzahl der deutschen Gesetze mitentscheidet. Im deutschen föderalen System werden die Länder jedoch im Gegensatz zu den US-amerikanischen Bundesstaaten oder den argentinischen Provinzen nicht gleich behandelt. Die Stimmen werden nach einem einfachen Bevölkerungsschlüssel verteilt. Drei Stimmen sind die Untergrenze, sechs die maximale Stimmenzahl. Ab zwei Millionen Einwohnern bekommt ein Land vier Stimmen, ab sechs Millionen fünf Stimmen und ab sieben Millionen sechs. Diese Regelung führt dazu, dass Nordrhein-Westfalen doppelt so viel Bundesratsstimmen wie Bremen hat, aber das 27-fache an Einwohnern. 

			Erstaunlich an den Bürgerschaftswahlen vom vergangenen Sonntag ist allerdings, dass sich nicht einmal die Bremer selbst für den Urnengang interessierten. Nur knapp über die Hälfte der Wahlberechtigten gaben ihre Stimme ab. Für den Westen des Landes ist das ein Minusrekord. Zum großen Teil lag dies daran, dass das Ergebnis bereits feststand. In Bremen regiert die SPD - alleine oder mit wechselnden Partnern - bereits seit 1946. Es gab kaum einen Zweifel, dass der rot-grüne Senat ein neues Regierungsmandat bekommt. Er bekam es, wenn auch recht knapp. SPD und Grüne verloren zusammen mehr als 13 Prozentpunkte. Für die SPD war dies das schlechteste Ergebnis in Bremen, viele ihrer Stammwähler blieben zuhause. Ein kleiner Trost für die Sozialdemokraten mag sein, dass sie immer noch über zehn Prozentpunkte vor der CDU liegen.

			Die Grünen verloren erdrutschartig, vor vier Jahren waren sie noch zweitstärkste politische Kraft. Die 22,5 Prozent von 2011 waren jedoch durch das Atomunglück von Fukushima in Japan beeinflusst. Verluste hatten die Grünen einkalkuliert, aber nicht in dieser Größenordnung. Allerdings hatten die letzten Umfragen vor der Wahl dies schon angedeutet.

			Bei der Freude der CDU dürfte es sich wohl mehr um Schadenfreude über die Verluste der Regierungsparteien handeln. Die Union selbst konnte ihre prozentualen Verluste (-5,2 %) von 2011 nicht ausgleichen und bekam sogar weniger Stimmen als vor vier Jahren. Dass ihr Stimmenanteil um zwei Prozentpunkte stieg, liegt an der niedrigeren Wahlbeteiligung.

			Das Erstaunlichste an den Bremer Bürgerschaftswahlen ist das gute Abschneiden von FDP und AfD. Bei der FDP war wohl die Hamburg-Strategie von 2011 erfolgreich. Die Partei stellte in Bremen ebenfalls eine junge attraktive Spitzenkandidatin auf. Wie in Hamburg auf Katja Suding war der liberale Wahlkampf in Bremen ganz auf die erst 29-jährige Lencke Steiner zugeschnitten. Mit Erfolg: Die FDP zog nach vierjähriger Abwesenheit wieder in die Bürgerschaft ein. Steiner trat erst nach der Wahl der FDP bei. Nach den Wahlniederlagen im vergangenen Jahr scheint die FDP zumindest im Westen wieder Fuß zu fassen.

			Noch erstaunlicher ist der Einzug der eurokritischen Alternative für Deutschland in die Bürgerschaft. Die AfD ist nach langen innerparteilichen Querelen noch nicht zur Ruhe gekommen. Im Gegenteil: Sie steht kurz vor der Spaltung und hat mit dem ehemaligen Wirtschaftsführer Olaf Henkel auch ihr liberales Feigenblatt verloren. Dass mit den „Bürgern in Wut“ in Bremen noch eine alteingesessene rechtspopulistische Alternative angetreten war, wertet die 5,5 Prozent der AfD noch auf.

			Dass die Linke in Bremen dazugewonnen hat und nun bei fast zehn Prozent liegt, ist keine große Überraschung. Das Ergebnis hat bundespolitische Gründe. In Berlin regiert die SPD mit der CDU, und das kommt im traditionell linken Bremen nicht gut an.

			Wer die niedrige Wahlbeteiligung allein auf Politikverdrossenheit, auf fehlende Alternativen zurückführt, verkennt das Wahlergebnis. In der Bürgerschaft sind jetzt sieben Parteien vertreten - von der Linken bis hin zu den Bürgern in Wut. Es gibt Alternativen und die Wähler nutzen sie.

			Nur für die SPD gilt das nicht. Die Sozialdemokraten haben Mobilisierungsprobleme. In den wohlhabenden Wahlbezirken gingen bis zu 77 Prozent der Wahlberechtigten an die Urnen, in den ärmeren teilweise nur ein Drittel. Dort muss die SPD ansetzen, ihre früheren Stammwähler wieder an die Urnen bringen. Immerhin ist eine Bremer Stimme fast 14-mal mehr wert als eine aus Nordrhein-Westfalen - zumindest was den Bundesrat betrifft.
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			Randglossen

			Die Aussicht, als Kandidat für die kommenden allgemeinen Wahlen aufzutreten, lockt zahlreiche Politiker, sich bei den Vorwahlen zu melden. Dieser Kandidateninflation schob Präsidentin Cristina Kirchner einen Riegel in der Regierungspartei vor, indem sie nur zwei Kandidaten für die Präsidentschaft, lies Gouverneur Daniel Scioli und Innen- und Transportminister Florencio Randazzo, zuließ, so dass Gouverneur Sergio Uribarri von Entre Ríos verzichten musste. In der Provinz Buenos Aires, mit Abstand größter Gliedstaat in Argentinien, meldeten sich etwa ein Dutzend Kandidaten, zuletzt auch Kabinettschef und Regierungssprecher Aníbal Fernández, aber nur Diego Bossio, Leiter der ANSES, verzichtete. Er ist jung und kann warten. Andere Politiker wollen unbedingt dabei sein, um nicht vergessen zu werden.

			Das beim Fernsehpublikum gerne gesehene Unterhaltungsprogramm „Showmatch“ von Marcelo Tinelli stellten sich die drei führenden Präsidentschaftskandidaten Daniel Scioli, Mauricio Macri und Sergio Massa dem Pubikum, wobei jedem ein Imitator gegenüberstand. Scioli, der seinen rechten Arm in einem Bootsunfall auf dem Rio de la Plata verlor und mit einer Prothese lebt, demonstrierte seine Fähigkeit, die Krawatte mit der linken Hand ohne Beihilfe anzulegen, was sein Imitator nicht nachvollziehen konnte, und gewann diesen Publikumserfolg mit Humor. Keiner seiner zwei Gegner in den kommenden Vorwahlen konnte ihm das nachmachen. Scioli gewann diese Show, wobei abzuwarten bleibt, wieweit sich solche Fernsehprogramme auf die Wählerschaft auswirken. Immerhin Punkte für Scioli.

			Vielleicht gibt es ein Rezept für den Wählerschwund der SPD in Bremen. Seit fast sieben Jahrzehnten regiert die Partei in dem deutschen Stadtstaat ununterbrochen. In Deutschland ist das ein einsamer Rekord, und auch international können sich die 69 Jahre sehen lassen. Es sind drei Jahre mehr als die KP in China auf dem Buckel hat, und in zwei Jahren holt die Bremer SPD die mexikanische PRI ein, gegen Ende der Legislaturperiode die KPdSU. Im Gegensatz zu diesen Parteien gründet sich der Erfolg der Bremer Sozis aber nicht auf Wahlmanipulation und Terror. Sie haben ihre Erfolge in freien demokratischen Wahlen errungen. Vier Jahre demokratische Pause in der Opposition würden der SPD gut tun, sie könnte sich regenerieren. Allerdings müssten ihr die unberechenbaren Wähler dabei helfen.

			Bruderzwist im Hause Miliband. Vor fünf Jahren standen sich David und Ed im Kampf um den Vorsitz der britischen Labour-Partei gegenüber. David, zuletzt britischer Außenminister, war Anhänger von New Labour, dem von den späteren Premierministern Tony Blair und Gordon Brown gegründeten rechten Flügel der Arbeiterpartei. Er trug diese Politik mit, die unter anderem auch zur Teilnahme des Königreichs am Irak-Krieg führte. Ed war der „rote“ Ed und wurde von den Blair-müden Parteimitgliedern zum Chef erkoren. Nach der Wahlschlappe vom Donnerstag vergangener Woche gab er den Posten auf. Klar, dass David die Chance zum Nachtreten gegen seinen kleinen Bruder nicht ungenutzt lässt. Er hält sich nach wie vor für den besseren Parteichef. Noch lehnt er ein politisches Comeback ab, aber die Labour-Mitglieder sind schon nicht mehr Blair-müde.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,95, um 4,50% über Ende Dezember 2014. Die ZB Reserven betrugen zum Mittwoch u$s 33,85 Mrd. gegen u$s 33,90 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.15 bei $ 9,144, zum 30.09.15 bei $ 9,499 und zum 30.12.15 bei $ 10,18. Der Terminkurs per Mai 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 29,80%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 12,59. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Plus von 0,47% und lag 42,12% über Ende 2014.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 42,16% im Plus gegenüber Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 3,62% und lagen 22,26% im Plus gegen-über Ende 2014. Boden 2015 fielen in einer Woche 0,10%, lagen jedoch um 3,31% über Ende 2014, und Global 2017 Arg lagen mit 9,19% im Plus gegenüber Ende 2014.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 231,72 (Vorwoche $ 226,81) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 331,03 (Vorwoche $ 324,01).

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat bei 58 Landwirten, die Getreide und Ölsaat erzeugen, sowie bei Käufern, die Eintragungsnummer CUIT aufgehoben. Ausserdem wurden weitere 110 Steuerzahler vom Register der Getreidehändler gestrichen. Mit diesen Massnahmen wurde zunächst erreicht, dass geschuldete Steuern für $ 8 Mio. gezahlt wurden. Die AFIP beabsichtigt, die Grobernte intensiv zu kontrollieren.

			***

			Die Nationale Wertpapierkommission hält die Massnahme aufrecht, durch die bestimmt wird, dass die lokale Citibank nicht auf dem Kapitlmarkt tätig sein kann. Diese Strafe beruht darauf, dass das Mutterhaus der Bank in New York ein Abkommen mit Richter Thomas Griesa unterzeichnet hat, das die argentinische Gesetzgebung nicht berücksichtigt hat. Der Fall liegt der Justiz vor. Die lokale Filiale der Bank erleidet dabei einen Schaden, der auf u$s 47 Mio. jährlich geschätzt wurde.

			***

			Die Zahl der Automobile, die alternativ auch Pressgas als Treibstoff verwenden, betrug im April 1,71 Mio., 7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Diese Zahl stellt 15% des gesamten Kfz-Bestandes dar. Der gefahre Kilometer kostet mit Pressgas weniger als die Hälfte als mit Benzin. Aber man muss viel häufiger tanken.

			***

			Das Wirtschaftsministerium genehmigte dem Staatsunternehmen Enarsa eine Gesamtinvestition für das laufende Jahr über $ 10,7 Mrd. In dieser Summe sind die Beträge zur Vollendung von zwei Wärmekraftwerken enthalten: $ 2,07 Mrd. für das Werk Barragán in der Provinz Buenos Aires, und weitere $1,93 Mrd. für das Werk Brigadier Lopez in der Provinz Santa Fe.

			***

			Nach Berechnungen des Beratungsburos von Graciela Bevacqua, der ehemaligen INDEC Generaldirektorin, erreichte die Preissteigerung im April 2%. Besonders stark zu Buche schlugen die Bekleidungspreise (+3,6%) sowie die Wohnnebenkosten (+3,4%). Seit Jahresanfang habe die Inflation einen Wert von 7,4% kumuliert. In den letzten zwölf Monaten stiegen die Preise um 28,7%. 

			***

			Als Antwort auf die Entlassung von 1300 Mitarbeitern aus dem Wärmekraftwerk „Vuelta de Obligado“ in der Ortschaft Timbúes, das erst im vergangenen Dezember teilweise eingeweiht wurde, sind am Dienstag die Häfen von Gross Rosario bestreikt worden. Von hier aus erfolgen 85% der Sojaexporte. Jenseits dieses spezifischen Konflikts, befinden sich die 22 Terminals des 80 km langen Streifens entlang des Paraná Flusses in Alarmbereitschaft, weil verschiedene Gewerkschaften, darunter die der Baumwollarbeiter wie der Ölmühlenindustrie, Lohnerhöhungen fordern, die weit über der offiziellen Richtlinie liegen. Das Arbeitsministerium versuchte bislang vergeblich, im Konflikt zu vermitteln.

			***

			Der Construya-Index, der von den wichtigsten Lieferanten von Baumaterialien (Zement, Rundeisen, Ziegelsteine, Farben, Röhren u.a.) aufgestellt wird und die Gesamtnachfrage der Bauwirtschaft wiedergibt, weist für April eine interanuelle Zunahme von 8,4% auf, und gegenüber März 2015 eine von 10%. Dennoch liegen die ersten vier Monate 2015 noch um 2,1% unter dem Vorjahr.

			***

			Das Wirtschaftsministerium hat am Donnerstag der Vorwoche Staatsbonds benannt Bonac für $ 5,26 Mrd. untergebracht. Es handelt sich um die dritte Ausgabe dieser Titel in 37 Tagen. Insgesamt hat das Schatzamt auf diese Weise schon $ 15 Mrd. erhalten. Für Bonac mit Verfall im März 2016 wurde ein Zinssatz von 27,08% bezahlt, für Verfall im Mai 2016 einer von 27,06% und für Verfall im September 2016 27,3%. Diese Zinsen liegen auf etwa gleicher Höhe wie bei der vorangehenden Ausschreibung. Fachleute meinen, dass die Regierung in diesem Jahr um die $ 25 Mrd. braucht, um das Defizit und die Amortisation bestehender Staatspapiere zu zahlen. 

			***

			Die AFIP hat bekanntgegeben, dass die Beträge der Differenz, die sich bei Arbeitnehmern bei der Einbehaltung der Gewinnsteuer nach der jüngsten Reform zu Gunsten der Arbeiter und Angestellten ergibt, in fünf Monatsraten zurückgezahlt wird, d.h. vom einbehaltenen Betrag abgezogen wird. 

			***

			Am Donnerstag der Vorwoche trafen die ersten 52 chinesischen Eisenbahnwaggons für die Roca-Linie (Buenos Aires nach La Plata) im Hafen von Buenos Aires ein. Bis Juni sollen insgesamt 300 neue Waggons für diese Linie eingesetzt werden. 

			***

			Im September soll der zweite argentinische Satellit für Fernverbidungen, benannt Arsat 2, in seinen vorgesehenen Platz am Himmel von der französischen Ariane-Space geschossen werden. In der Vorwoche haben sich Planungsminister Julio de Vido, Fernverbindungssekretär Norberto Berner und hohe Beamte der französischen Arianespace über die Einzelheiten des Falles geeinigt. Diese Satelliten werden vom staatlichen Technologieunternehmen INVAP, mit Sitz in Neuquén, hergestellt.

			***

			Die monetäre Expansion nimmt zu. Die monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 30. April 2015 um 33,20%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg um 35,42%. Bis vor einigen Wochen lagen die jährlichen Zunahmeraten unter 25%. Dabei nahmen die Kontokorrentdepositen um 38,29%, die Sparkassendepositen um 37,63%. und die Fristdepositen um 24,02% zu. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten um 30,87% auf $ 1,02 Bio., und die gesamten Kredite um 23,67% auf $ 665,85 Mrd. 

			***

			Das offizielle Kreditprogramm für den Kauf von dauerhaften Konsumgütern in 12 Monatsraten ohne Zinsen, wurde bisher in 8,4 Mio. Einzelfällen genutzt, die zusammen einen Betrag von $ 15,8 Mrd. darstellen, hat Industrieministerin Debora Giorgi bekanntgegeben.

			***

			Die Zahl der leeren Geschäftslokale nahm in der Stadt Buenos Aires im 2. Quartal um 8% gegenüber dem ersten zu, berichtet die Argentinische Handelskammer. Insgesamt sind es 350 leere Lokale. Abgesehen von konjunkturellen Phänomen sei bemerkt, dass der Einzelhandel in der Stadt überbesetzt ist. Mit weniger Geschäften würden die Kunden genau so gut bedient, und den einzelnen Geschäften ginge es besser.

			***

			Die Zeitung Clarin berichtet (12.5.15), dass in der letzten Generlversammlung von YPF ein Betrag von $ 146 Mio. für Honorare des Direktoriums festgesetzt wurde, der 22,5% über dem Vorjahr liegt. Das stellt durchschnittlich für jeden der 30 Direktoren eine Jahresvergütung von $ 4,9 Mio. dar, was $ 405.500 monatlich entspricht. Wirtschaftsminister Axel Kicillof ist auch Direktor von YPF und erhält somit ebenfalls dieses Honorar. Auch mehre Mitglieder von „La Cámpora“ sind Direktoren, wie der Vizepräsident der Banco Nación, Nicolás Arceo. Vor der Privatisierung von YPF im Jahr 1993 erhielten die Direktoren viel geringere Honorare, im Einklang mit den Gehältern hoher Staatsbeamten. Kicillof ist ausserdem Direktor von Siderar, das Stahlunternehmen des Techint-Konzerns, wo er das staatliche Aktienpaket der ANSeS vertritt und auch ein hohes Honorar erhält. Es ist das erste Mal, dass ein Wirtschaftsminister so viel verdient. Im Wesen ist dies auch eine Form der Korruption, wobei das Amt des Wirtschaftsministers in Grunde unvereinbar mit der Tätigkeit als Direktor von Aktiengesellschaften ist.

			***

			Im März 2015 erfolgten in der Provinz Buenos Aires, 6.834 notarielle Immobilienübertragungen für einen Gesamtbetrag von $ 2,77 Mrd., berichtet das Kollegium der Provinznotare. Es waren in der Zahl 14% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, und in Werten 56,5% mehr. Gegenüber Februar 2015 betrug die Zunahme im März in der Zahl der Übertragungen 53,7%, und in Werten 66,7%. Die höchste Zahl der Übertragungen im Monat März wurde im Jahr 2007 mit 12.405 erreicht.

			***

			Vom starken Rückgang der Erdölpreise sind ebenfalls die Preise für Biodieselöl betroffen worden, der auf der Grundlage von Öl aus Sojabohne gewonnen wird. So sind die argentinischen Exporte im ersten Quartal innerjährlich um 66,4% auf u$s 66,1 Mio. zurückgegangen, berichtet das Beratungsbüro IES. Hauptabnehmer waren die Vereinigten Staaten.

			***

			Die Geierfonds konnten bisher ihre Forderung auf volle Zahlung argentinischer Staatsbonds, die in den USA in allen gerichtlichen Instanzen bestätigt wurde, nicht kassieren. Dennoch geben sie sich nicht für geschlagen. So richteten die Investment-Fonds NML und Aurelius an US-Richter Thomas Griesa ein Schreiben mit dem Antrag, das Papier Bonar 24 als Auslandsschuldtitel zu betrachten und damit, sämtliche Auszahlungen aus diesem Bond einzufrieren. Es wird argumentiert, dass die Titel von Bonar 24 jenseits des lokalen Marktes angeboten wurden. Damit müsste die Klausel pari passu Anwendung finden, demnach der die Regierung verpflichtet sei 100% ihrer Schulden immer dann mit den Geierfonds auszugleichen, wenn eine normale Auszahlung von Zinsen und Amortisationen dieser Titel stattfindet. Sollte Griesa sich dieser Argumentation einschliessen, könnten die Holdouts ähnliche Schritte gegen weitere Bonds einleiten. Wirtschaftsminister Kicillof hat dies zunächst nicht ernst genommen, weil diese Titel der argentinischen Gerichtsbarkeit unterstehen, so dass Richter Griesa in New York nicht zuständig ist.

			***

			Im Monat April sind alle Fleischsorten teurer geworden: Geflügelfleisch um 3,7%, Schweinefleisch um 2,9% und Rindfleisch um 1,5%. Die Kammer der Rindfleischproduzenten Ciccra berichtet, dass der pro-Kopf-Verbrauch von Rindfleisch gegenüber April 2014 um 4,6% auf 59,3 kg zurückgegangen ist. Dennoch liegt Rindfleisch in der Gunst der Argentinier weit vorne.

			***

			Kleine Zuckerrohrproduzenten der Provinz Tucumán erhalten eine Gesamtsubvention von $ 40 Mio., um Unkosten die rund um die Ernte und den Transport entstehen, zahlen zu können. Der Zuckermarkt steht dieses Jahr unter Druck, wegen Rückgang des Weltmarktpreises, was sich auf den Preis auswirkt, den die Fabriken für das Rohr zahlen.

			***

			Die ZB erhielt bei ihrer Wechselausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 8,59 Mrd., weit unter den $ 12,26 Mrd. der Vorwoche. Angenommen wurden Angebote für $ 8,49 Mrd. Da gleichzeitig Lebac für $ 10,6 Mrd. verfielen, verblieb eine monetäre Nettoexpansion von $ 2,11 Mrd. Der gesamte Lebac-Bestand der ZB in Pesos liegt jetzt bei $ 322,43 Mrd. Lebac auf 91 Tage wurden zu 25,92% verzinst, auf 119 Tage zu 26,39%, und dann jeweils mehr für längere Fristen. Die Zinsen wurden bei kurzfristigen Lebac um 5 Basispunkte gesenkt, bei langfristigen bis zu 25 Punkten.Von Lebac in Dollar wurden u$s 199 Mio. untergebracht, wobei gleichzeitig Lebac für u$s 156 Mio. verfielen.

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den das Studienzentrum des Industrieverbandes „Unión Industrial Argentina“ berechnet, verzeichnet für März einen interanuellen Rückgang von 1,2%, und gegenüber Februar 2915 einen von 2,3%. Die Abnahme ist vorwiegend auf die Kfz-Industrie (-10,3%), die Grundmetallindustrie (-7,6%) und die chemische Industrie (-6,5%) zurückzuführen. Auf der anderen Seite gab es auch mehrere Zunahmen, so an erster Stelle bei der Zementproduktion.

			***

			Die argentinischen Exporte nach Brasilien erreichten im April u$s 942 Mio., 25,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und die Importe lagen bei u$s 1,01 Mrd., 21,1% unter dem Vorjahr. Der Saldo der Handelsbilanz betrug -71 Mio. In vier Monaten 2015 lag der bilaterale Handel mit u$s 1,73 Mrd. um 17,7% unter dem Vorjahr. Die rückläufige Tendenz ist weitgehend durch den geringeren Austausch von Kfz bedingt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien stieg die Arbeitslosigkeit im 1. Quartal 2015 auf 7,9%, was 7,93 Mio. Menschen betrifft, 23% mehr als im 4. Quartal 2014 und 12,6% mehr als im 1. Quartal 2014. Die Regierung hat unlängst im Kongress ein Gesetz durchgesetzt, durch das Arbeitslose die staatliche Subvention nur erhalten, wenn sie mindestens 12 Monate gearbeitet haben. Bisher brauchten es nur 6 Monate zu sein.

			***

			Der Präsident von Uruguay, Tabaré Vazquez, reist am 21. Mai nach Brasilien, um sich mit der Präsidentin Dilma Rouseff zu treffen. Brasilien, Uruguay und Paraguay treten für eine flexiblere Haltung des Mercosur ein, um bilaterale Handelsabkommen mit den NAFTA-Staaten (USA, Kanada und Mexiko) und der EU unterzeichnen zu können. Doch die argentinische Regierung sträubt sich dagegen, weil sie im Wesen am Schema einer geschlossenen Wirtschaft festhält, das mit der weiteren Öffnung, die die anderen Mercosur-Parnter anstreben, unvereinbar ist. Diese grundsätzliche Differenz könnte dazu führen, dass der Mercosur von einer Zollunion in ein Freihandelsabkommen umgewandelt wird, bei dem der freie bilaterale Handel auf bestimmte Produkte beschränkt wird. In Argentinien tritt Industrieministerin Debora Giorgi offen für diese Schema ein.

			***

			Das Wirtschaftsklima in Lateinamerika hat sich zwischen Januar und April verschlechtert, obwohl es im Rest der Welt zu einer Verbesserung kam. Das geht aus der Studie „Wirtschaftsklima in Lateinamerika“ der brasilianischen Universität FGV in Zusammenarbeit mit dem deutschen Ifo-Institut hervor. Laut der Veröffentlichung ist der Index um 5,3% innerhalb der ersten vier Monate dieses Jahres gesunken und ging dabei von 75 Punkten auf 71 Punkte zurück. Verantwortlich für diese Entwicklung war vor allem der Teilindex über die Erwartungen, der ein Minus von 11% verzeichnete, während der Teilindex über die aktuelle Situation um 3,4% zulegen konnte. Die insgesamte Verschlechterung des Indices ist laut FGV besorgniserregend, da das Ergebnis für die kommenden sechs Monate gilt. (Brazil News)

			***

			Brasilien erwartet für dieses Jahr eine Gesamternte von Getreide und Ölsaat von 201 Mio. Tonnen, 4,2% mehr als im Vorjahr, gab das staatliche Institut für Geographie und Statistik bekannt. Die mit Sojabohne bebaute Fläche ist stark gestiegen, was die Wirkung der Dürre der letzten Monate mehr als ausgeglichen hat. Von der Produktion entfallen 91,6% auf Sojabohne, Mais und Reis. Bei Sojabohne wird eine Produktion von 96,6 Mio. t erwartet, 10,6% über dem Vorjahr.

			***

			Im März ist die Industrieproduktion in Brasilien an fünf von 14 befragten Standorten zurückgegangen, wie das brasilianische Statistikamt IBGE berichtet. Laut der monatlichen Befragung des IBGE ist der stärkste Rückgang in folgenden Regionen zu beobachten: Ceará, minus 3,1%; Minas Gerais, 2,5%; Paraná, 2,3% und Pernambuco, 2,2%. Der wichtigste Industriestandort des Landes, Sao Paulo, verzeichnete im März diesen Jahres einen Rückgang von 0,8%. (Brazil News)

			***

			Geschäftsnachrichten

			YPF

			Das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen weist im 1. Quartal 2015 einen Gewinn von $ 2,13 Mrd. aus, 26,2% unter dem Vorjahr. Der Umsatz lag mit $ 34,7 Mrd. um 13,2% über dem Vorjahr und der Gewinn vor Zahlung von Zinsen, Steuern, und Amortisationen, technisch Ebitda benannt, $ 10,2 Mrd. erreichte, 21,1% über dem Vorjahr. Die Förderung von Erdöl lag im 1. Quartal 2015 um 10,2% über dem Vorjahr, und die von Gas war um 18% höher. YPF hat am Mittwoch in Trelew, Provinz Chubut, das Projekt zur Ausbeutung von siliziumhaltigem Sand im unteren Tal des Flusses Chubut vorgestellt, das eine Investition von $ 150 Mio. darstellt. Diese Art Sand wird beim Fracking in Vaca Muerta eingesetzt. Bisher wurde er aus den USA, Brasilien und China importiert.

			Coteminas

			Dieses brasilianische Unternehmen gab eine Investition von u$s 6 Mio. in ihrer Fabrik in La Banda, Provinz Santiago del Estero, bekannt, um die Produktion von Stoffen für Arbeitsbekleidung („sarga“) aufzunehmen. Dabei sollen 100 neue Arbeitsplätze geschaffen werden. In Argentinien verkauft die Firma ihre Produkte unter den Marken Artex, Santista, Arco Iris und Fantasía. 

			BAPRO

			Die Bank der Provinz Buenos Aires hat im 1. Quartal 2015 Kredite für insgesamt $ 22,5 Mrd. erteilt, 67% über der gleichen Vorjahresperiode. Der Präsident der Bank, Gustavo Marangoni, erklärte, die Bank werde voraussichtlich das Jahr mit einem neuen Rekord der Krediterteilung, von $ 72 Mrd., abschliessen. Die persönlichen Kredite nahmen im 129% zu, viel mehr als alle anderen. Diese Bank verwaltet die finanziellen Mittel der Provinzverwaltung.

			Celulosa Argentina

			Diese traditionelle Zellstoff- und Papierfabrik hat die Inbetriebnahme einer neuen Maschine für die Erzeugung von „Tissue-paper“ in ihrer Fabrik in Capitán Bermudez, Provinz Santa Fe, bekanntgegeben, mit einer Kapazität von 30.000 Jato. Die Maschine wurde von der deutschen Voith Paper gekauft. Die Firma hat der Börse von Buenos Aires auch mitgeteilt, dass der Umsatz in 9 Monaten zum Februar 2015 $ 2,28 Mrd. erreicht hat, 32% mehr als im Vorjahr.

			Sibelco

			Dieses belgische Unternehmen kündigte eine Investition von u$s 100 Mio. in ihrer Kalkfabrik in Albardón, Proviunz San Juan, an. Der Geschäftsführer für Lateinamerika, Paulo Vandenkolk, erklärte, die neue Anlage werde 2016 fertig sein und der Firma erlauben, ihren Export binnen vier Jahren zu verdoppeln. Sibelco ist der wichtigste Kalklieferant von Acindar, Siderar und Siderca, mit einer gegenwärtigen Produktion von 600.000 Jato.

			SIAM

			Diese traditionelle Fabrik von Eisschränken u.a. Haushaltsgeräten, die ursprünglich von der Familie di Tella kontrolliert war, und nach einer mehrjährigen Schliessung vom Newsan-Konzern übernommen wurde, erreichte 2014 eine Produktion von 75.000 Eisschränken, die 2015 auf 120.000 steigen soll. Generaldirektor Juan Pablo Tripodi erklärte, die Firma arbeite mit 40 Zulieferanten in Avellaneda, wo die Fabrik liegt, und dem ganzen Land. Newsan ist vornehmlich in Tierra del Fuego tätig.

			Mirgor

			Diese Unternehmensgruppe plant in Rio Grande, Feuerland, Investitionen über u$s 6,7 Mio. zur Montage von Fernsehgeräten der Marke Samsung. Das Projekt wird von der Tochterfirma Iatec durchgeführt, und sieht 100 Arbeitsplätzen vor. Nachdem die schon bestehenden Betriebe in Tierra del Fuego weniger produzieren, weil die Importe von Teilen kontingentiert wurden, ist es erstaunlich, dass ein neus Werk entsteht. 

			Puente

			Diese auf Devisengeschäfte spezialisierte Bank eröffnete ein Büro in London. Von hier aus sollen die Geschäfte für Grossbrittanien und Kontinental-Europa geleitet werden. Das Büro wird von der ehemaligen Chase Manhattan Bank, BBVA und Banco Espírito Santo Mitarbeiterin Ana Corvalán geleitet. Der Broker plant für 2017 eine weitere Repräsentanz in New York.
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			Kontinuität oder Wandel: die inexistente Option

			Präsidentin Cristina Fernandez de Kirchner stellt die Wähler bei den kommenden Präsidialwahlen vor die Option, entweder mit der erfolgreichen (?) gegenwärtigen Wirtschaftspolitik, genannt „das Modell“, weiter zu machen, oder einen ungewissen Wandel zu bevorzugen, bei dem sie unterschwellig auf der Verlust der sozialen Fortschritte hinweist, die unter den Kirchner-Regierungen stattgefunden haben. Mauricio Macri symbolisiert dabei den Gegenpol. Sergio Massa hat sich dieser Sicht der Dinge angeschlossen, und behauptet, er wolle einen Mittelweg gehen, mit Weiterführung der guten Dinge der gegenwärtigen Regierung und Änderung der schlechten, wobei er vorsichtshalber nicht weiter in das Thema eingeht. Was sind die „guten Dinge“ und die „schlechten“? CFK hat in ihrer Fernsehrede vom Dienstag erneut von den Oppositionspolitikern gefordert, dass sie genau sagen, wie sie sich den Wandel vorstellen. Das vermeidet sowohl Macri wie Massa, u.a. weil sie nicht missverstanden werden wollen. Dennoch weisen beide darauf hin, dass die sozialen Fortschritte beibehalten werden.

			Halten wir zunächst fest, dass die Wirtschaftspolitik unter Cristinas zweiter Amtsperiode gewiss nicht erfolgreich war. Die Wirtschaft stagniert seit 2011, die Inflation ist letztes Jahr auf eine gefährlich höhere Stufe geklettert, die jetzt wieder zurückgefahren werden soll, und die Arbeitslosigkeit ist ebenfalls gestiegen, auch wenn es die Regierung nicht wahrhaben will. Das INDEC spricht von 6,7% Arbeitslosen (4. Quartal 2014), und in Wirklichkeit sind es um die 12%, mit immer mehr Langzeitarbeitslosen und einer noch höheren Rate bei Jugendlichen, was dem Problem eine ganz andere Dimension verleiht. Die Privatwirtschaft hat in diesen letzten dreieinhalb Jahren keine zusätzlichen Arbeitsplätze geschaffen, und der Staat hat noch mehr überschüssige Angestellte aufgenommen. Ohne dies wäre die Arbeitslosigkeit noch höher. Von Wachstum mit sozialem Einschluss kann gewiss nicht die Rede sein, denn dies beginnt mit einer hohen Beschäftigung. Die Tragödie der Arbeitslosigkeit wird durch die verschiedenen sozialen Programme gewiss nicht ausgeglichen. Doch an dieses brenzliche Thema, das CFK ignoriert, gehen auch Macri und Massa nicht heran. Sie gehen davon aus, dass die Wirtschaft wieder wachsen wird, und dies dann die notwendigen Arbeitsplätze schafft. Das stimmt bestenfalls zum Teil. Das Grundproblem einer Arbeitsgesetzgebung, die beschäftigungshemmend ist, wird nicht angegangen, weil kein Politiker es in einer Wahlkampagne mit den Gewerkschaften aufnehmen will.

			CFK hat am Dienstag erneut auf einige positive Aspekte der Wirtschaftsentwicklung hingewiesen, wie der jüngste Sprung der Bauwirtschaft und der höhere Verkauf von dauerhaften Konsumgütern. Dabei erwähnte sie auch Matratzen, und wies darauf hin, dass der Fabrikant Piero eine hohe Investition vorsieht, um die Nachfrage befriedigen zu können. In diesem Zusammenhang betonte sie die bedeutende Wirkung des Programmes, durch das diese Güter in 12 monatlichen Raten zinslos finanziert werden. Sie bezog sich hier auf die These von Keynes (die ihr Kicillof offensichtlich eingehend erklärt hat), dass es zuerst Nachfrage geben müsse, um eine Investition anzuregen, und nicht umgekehrt. Es fällt auf, dass sie bei allen positiven Dingen, die sie erwähnte, die bevorstehende Rekordernte von Getreide und Ölsaat nicht erwähnt hat, die viel wichtiger als alles andere ist. Die Landwirtschaft existiert in ihrer Vision eben nicht, oder nur am Rande. Das Wirtschaftswachstum wird laut CFK vorwiegend von der Industrie getragen. Doch gerade auf diesem Bereich ging es in über einem Jahr gewiss nicht gut, wie es auch die offizielle INDEC-Statistik bestätigt.

			Die Wirtschaftspolitik dieser Regierung kann von der kommenden, sei es unter einem der zwei Regierungskandidaten, Scioli oder Randazzo, oder einem der Oppositionskandidaten Macri oder Massa, faktisch nicht fortgesetzt werden. Die schwelende Zahlungsbilanzkrise muss überwunden werden. Sonst explodiert sie, mit einem neuen Default, der gewiss nicht umsonst wäre. Was die Regierung jetzt tut, damit keine extrem kritische Lage eintritt, ist kurzfristig gedacht und kann nur bis zum Regierungswechsel aufrecht erhalten werden, eben weil niemand eine offene Krise provozieren will. Die neue Regierung muss wieder Importe in höherem Umfang zulassen, ebenfalls Dividendenüberweisungen u.a. Zahlungen, da sonst kein frisches Kapital kommt. Dabei muss auch der Konflikt mit den Holdouts gelöst werden, wobei versucht werden muss, nicht den vollen Nennwert zu zahlen und den Preis in Staatspapieren zu niedrigen Zinsen zu begleichen. Es muss verhandelt werden, was CFK prinzipiell nicht will. Auch die Konflikte, die beim ICSID-Schiedsgericht ausgetragen werden, müssen gelöst werden, damit Argentinien wieder Zugang zum internationalen Finanzmarkt erhält und auch höhere Kredite von der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank erhält. Die Regierung weist auf die erfolgreiche Platzierung von Dollarbonds, direkt und von YPF, hin, verschweigt jedoch die Tatsache, dass eine Verschuldung zu fast 9% nur als Notlösung hingenommen werden kann. 

			Bei diesem Thema weisen die Macri-Anhänger darauf hin, dass es für eine Regierung mit ihm als Präsdenten viel einfacher sein wird, das Problem zu lösen, aus dem einfachen Grund, weil er mehr Vertrauen einflösst. Für Scioli wäre es bestimmt schwieriger, weil die internationale Finanzwelt ihm als Nachfolger von CFK, die dann auch grossen Einfluss auf ihn ausüben wird, von vorne herein misstraut. Die Kontinuität, von der CFK jetzt spricht, endet bei der Zahlungsbilanz in einer Katastrophe.

			Ebenfalls müssen die Staatsfinanzen in Ordnung gebracht werden. Ein Defizit von ca. 5% des BIP, wie es für dieses Jahr in Aussicht steht, ist einfach unhaltbar, weil es nicht finanzierbar ist. Der nächste Präsident wird sich um die Kürzung der Staatsausgaben kümmern müssen, nicht nur um das Defizit auszugleichen, sondern auch um Steuern senken zu können. Im Grunde besteht der wesentliche Gegensatz zwischen CFK und ihren ideologischen Gegnern darin, dass sie meint, dass die Wirtschaft mit einer hohen Staatsquote und einer ebenfalls hohen Steuerlast gut funktioniert, während andere (auch wir) überzeugt sind, dass sie dabei erstickt. Die Stagnation der letzten Jahre, mit einem eventuellen BIP-Rückgang in diesem Jahr, spricht gewiss nicht für die offizielle These. Es muss wieder in den Kategorien Effizienz, Prioritäten und ausgeglichenen Finanzen gedacht werden, und das geht auch mit einer niedrigeren Staatsquote einher. Argentinien verträgt die Verschwendung, die bei der ausgabesüchtigen CFK die Regel ist, nicht ewig. Ebenfalls muss entschieden werden, ob sich Argentinien wieder in die Welt eingliedert, oder die Politik der Abschottung und der Bevorzugung von China und Russland weiterführt. Auch Scioli wäre schlecht beraten, wenn er in diesem Sinn weitermacht. 

			Die meisten Wirtschaftler reden von der Notwendigkeit, mehr zu investieren. Gewiss braucht Argentinien mehr Investitionen auf bestimmten Gebieten, wie Energie und Transport, einschliesslich Autobahnen. Aber grundsätzlich geht es darum, besser zu investieren, z.B. nicht in den grossen Wasserkraftwerken von Santa Cruz, sondern in wirtschaftlicheren Objekten wie Aña Cuá, am Paraná. Und grundsätzlich müssen die Möglichkeiten der technologischen Revolution weiter eingesetzt werden und nicht zuletzt, muss allgemein vernünftig vorgegangen werden. Irrationale Entscheidungen, die politisch begründet werden und meistens auf marxistischen Vorurteilen beruhen, müssen durch strenge Rationalität ersetzt werden. 

			Ein Punkt, der bei der nächsten Regierung aufkommt, ist die Politik zur Eindämmung der Inflation. Das hängt einmal mit den überhöhten Staatsausgaben und dem Defizit zusammnen. Dann stellt sich auch das Problem des Wechselkurses und der Exportsteuern. Doch das schwierigste Problem besteht in der Auseinandersetzung mit den Gewerkschaften. Hier hat diese Regierung schon eine neue Politik eingeleitet, mit einer Begrenzung der Lohnzulagen, die zwar nicht offen zugegeben wird, aber dennoch besteht. Zum ersten Mal hat Kicillof jetzt darauf hingewiesen, dass Lohnerhöhungen, die auf die Preise abgewälzt werden, nicht sinnvoll seien. Erst jetzt hat diese Regierung den inflationären Charakter der hohen Lohnzulagen anerkannt. Das ist ein grosser Fortschritt. Kabinettschef Anibal Fernandez erklärte unlängst, diese Regierung und ihr Nachfolger, also Scioli oder Randazzo, werden die freie Lohnverhandlung beibehalten, aber er sei sicher, dass eine andere, also unter Macri und Massa, diese Verhandlungen aufheben werde. Das ist möglich, auch wenn es kein Kandidat sagt. Aber eine Einschränkung der Verhandlungsfreiheit sollte es bestimmt geben, auch unter Scioli oder Randazzo. Denn es ist absurd, dass sich die zwei Parteien, Gewerkschaften und Unternehmer, einigen, aber dann ein Dritter, nämlich der Konsument oder der Staat (mit Subventionen), die Zeche bezahlt. Das bestehende System ist in seinem Wesen inflationär.
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			Die Aufblähung der staatlichen Verwaltungsstrukturen

			Unter den Kirchner-Regierungen hat der Staat in seinen drei Stufen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden), einschliesslich Staatsunternehmen und autonome Ämter, weit über eine Million unnötige Beamte aufgenommen, wobei es schon vorher, mit insgesamt 2,4 Mio., zu viele waren. Meistens handelt es sich um neue Angestellte in niedrigeren Stufen der Verwaltung, wo sie wenig verdienen, aber kaum etwas leisten. In wenigen Fällen geht es hier, wie in der Stadt Buenos Aires unter Macri, um Polizisten, Krankenschwestern u.a. notwendigen Beamten. Es handelt sich im Wesen um eine Arbeitslosensubvention. Doch in vielen Fällen, besonders bei Mitgliedern der Stosstruppe der Regierung „La Cámpora“, erhalten diese neuen Staatsbeamten gutbezahlte Posten, die besonders für sie geschaffen werden und meistens keine echte Funktion haben.

			Unlängst hat Wirtschaftsminister Axel Kicillof die ohnehin schon unnötig aufgeblähte Struktur seines Ministeriums erweitert, mit Schaffung von zwei Unterstaatssekretariaten, fünf sogenannten „Koordinatoren“ und sechs Kontrolleuren, die in den neuen Gerichten für Konsumentenklagen tätig sein sollen. Das Staatssekretariat für Wirtschaftspolitik, das Emanuel Alvarez Agis innehat, der in der Praxis die Rolle eines stellvertretenden Wirtschaftsministers einnimmt, wurde in „Staatssekretariat für Wirtschaftspolitik und Planung der Entwicklung“ umbenannt, wobei sogleich ein Unterstaatssekretariat für wirtschaftliche Entwicklung geschaffen wurde, das zu dem bestehendenden hinzukommt, das sich mit „makroönomischer Programmierung“ befasst, also im Grunde die gleiche Funktion wie das neue Unterstaatssekretariat hat. In jedem dieser Ämter wurden „Koordinatoren“ ernannt, bei denen man sich wirklich nicht vorstellen kann, was sie zu tun haben. Im Staatssekretariat für wirtschaftliche Koordinierung und Verbesserung der Konkurrenzfähigkeit wurde das Untertstaatssekretariat in zwei geteilt, eines für Koordinierung und das andere für Konkurrenzfähigkeit. Ausserdem wurde ein allgemeiner Koordinator des Wirtschaftskabinetts und ein anderer für institutionelle Koordinierung geschaffen, bei dem die zuständigen leitenden Beamten den Rang eines Unterstaatssekretärs haben. Im Staatssekretariat für Finanzen wurde ein Unterstaatssekretariat für internationale finanzielle Beziehungen geschaffen, wobei auch ein Unterstaatssekretariat für Finanzierung verbleibt, das sich auch mit diesem Thema befasst.

			Die Gehälter liegen bei all diesen Posten über $ 40.000 pro Monat, also gut doppelt so hoch wie die der meisten Karrierebeamten, die seit vielen Jahren im Amt sind. Dass Beamten zur Koordinierung der Tätigkeit von Staats- und Unterstaatssekretären ernannt werden, ist grober Unfug. In der Tat behandeln diese Beamten die Probleme, die jeweils auftauchen, unter sich, und brauchen niemand, der dies „koordiniert“, der im Wesen nur störend wirkt. Es ist so ungefähr, wie wenn man ein Telefongespräch zwischen zwei Personen über einen Dritten führt.

			Dass diese Änderung der Verwaltungsstruktur des Wirtschaftsministeriums knapp sieben Monate vor dem Regierungswechsel geschaffen werden, ist einfach unseriös. Die neue Regierung, auch im Fall, dass Daniel Scioli Präsident wird, wird hier bestimmt reinen Tisch schaffen und von vorne anfangen. Ohnehin wurde die Zahl der Ministerien unter den Kirchners von 8 auf 16 erhöht, wobei noch das Amt des Kabinettschefs hinzukommt. Jedes Ministerium schafft dann neue Sekretariate und Unterstaatssekretariate, bei denen man nicht recht weiss, was die Beamten tun, die diese neuen Ämter besetzen. Der Unterschied zwischen einem Minister und einem Staatssekretär besteht darin, dass der este direkten Zugang zum Präsidenten hat, der zweite jedoch nur zu seinem Minister. Hier sei daran erinnert, dass Perón in seinen ersten Regierungen die Zahl der Ministerien nach und nach auf etwa 20 erhöht hat. Doch dann merkte er, dass ihn dies zu stark belastete, und so schuf er fünf Sekretariate, von denen jedes für mehrere Ministerien zuständig war. Damit waren diese Sekretariate faktisch Ministerien und die bestehenden Ministerien waren Sekretariate. 

			Der Staat braucht gewiss nicht so viele hohe Ämter, bei denen die Minister, Staatssekretäre und Unterstaatssekretäre nicht einmal wissen, was sie zu tun haben und wie sie ihre Arbeitszeit ausfüllen sollen. Ausserdem schafft jedes neue Unterstaatssekretariat dann Posten für weitere Beamten, die alle unnötig sind. Im Grunde wirkt die stark vergrösserte Struktur nur störend, da dann ein und dasselbe Problem von mehreren Beamten behandelt wird, die sich untereinander streiten. Abgesehen davon wird dabei der Interventionismus erweitert, da jeder dieser hohen Beamten eine Tätigkeit schaffen will, die sein Amt rechtfertigt. Man kommt um den Eindruck nicht herum, dass diese Leute nicht alle Tassen beisammen im Schrank haben.

			

			

		

	